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Natten und
die obersck)lesisck)e Frage.

Die Nähe der Lösung des oberschlesischen Problems hat in
her Presse Italiens das Verständnis für die Gefahren vertieft ,
hie dem italienischen Volke mit Sicherheit drohen, wenn es
Frankreich gelänge, cöusf dem Wege über Polen die oberfchlesi-
scheu Bodenschätze in seine Gewalt zu bringen und damit eine
Wirtschaftlich« Monopolstellung in Europa zu erhalten . Einer
derartigen Möglichkeit gegenüber erklärt die „Tribuns " vom
7. August klipp und klar : „England will die französrjch-pol-
pische Industrie -Hegemonie verhindern und wir find mit ihm
» . . Italien folgt entschlossen der englischen Nichilinie ; eS
fehlte uns gerade noch, dass wir die kriegerische Mentalität der
perrückten u. für immer zur Zwangsjacke verurteilten Nation
unterstützen und durch de» Kamps gegen eine Vogelscheuche
«ine wirkliche Gefahr und eine Bedrohung des Friedens schaf¬
fen." — Weniger scharf in der Tonart , die bei der „Tribuns "
bemerkenswert genug erscheint , hat sich der Mailänder „Se -
colo" am 7 . Juli dahin ausgesprochen, dass Italien gar kein
Interesse habe, eine Lösung zu fördern , auf Grund der die
ikruben des nrittlereu Oberschlesiens unter die französische
Finanzkontrolle kämen, und die zur Bildung eines französi¬
schen Jndustriemonopols i» ganz Europa beitrüge . — Auch
der „Tempo" vom 1. August wendet sich gegen die Monopoli¬
sierung deS Eisens und der Kohle durch Frankreich, indem er
hervorhebt, dass die Deutschen weiter die Möglichkeit behalten
müssten, von Italien Gemüse, Kartoffeln usw. zu kaufen.
Außerdem müsse Deutschland Oberschlesien im Interesse Ita¬
liens darum behalten, weil es dann mit seinen Grubenett -
zeugnissen den anderen Ländern in Italien Konkurrenz ma¬
chen könne .

Dass Polen , industriell rückständig wie es ist, garnicht im¬
stande wäre, die in einem Jahrhundert von Deutschland ge¬
schaffenen technischen Anlagen zu entwickeln , ja, nicht einmal
am Leben zu erhalten , wird von der „Tribuns " am 7. August
mit erklärlicher Bestimmtheit ausgesprochen . Das genannte
römische Blatt hat sich also von Korfanty , der am 5. August
im Pariser „ Eclair " die fragliche Auffassung als „deutsche
Lügen" hinstellte und Polens Fähigkeit , Oberschlesien tech.
nisch zu meistern, selbst im Gegensätze zu Briands Kammer -
xrde vom 86 . Mai beteuerte , nicht beeinflussen lassen . Wie sehr
es umgekehrt mit den Interessen der französischen Industrie
durchaus vereinbar ist, wenn die Produktion Oberschlesiens
infolge polnischer Unfähigkeit zurückgeht oder gänzlich lahm¬
gelegt wird, hat der „ Corriere d 'Jtalia " vom 7. Juli treffend
dargelegt. Der „ Corriere d 'Jtalia " wies in diesem Zusam¬
menhang « auf die „bescheidenen Vorzugsrechte" hin , die Ita¬
lien auf die obcrschlestschen Bergwerke habe und die durch ge¬
waltsame Zerstörung der industriellen Organisation nicht ge¬
genstandslos gemacht werden dürften . „Wären keine juristi¬
schen, wirtschaftlichen und historischen Gründe zur VerteLi -
gung der Unteilbarkeit Oücrschlesiens vorhanden, " schloss der
„Corriere d 'Jtalia ", so müßte unser eigenes Interesse unS dazu
veranlassen, für sie Stellung zn nehmen ." — Vorausgegangen
war diesen Ausführungen d ' e Feststellung, daß Polen schon
sn feinen jetzigen Grenze » Kohlen im Überfluß besitze.

Von einer Losrcißung des oberschlcsische» JudnstriebeckrnS
don Deutschland aber befürchtete Gradenigo , Berichterstatter
der „Jdea Nazionale ", nicht nur die schwerste« Erschüttern «,
gen des deutschen Wirtschaftslebens , sondern auch gefährliche
politische Krisen, welche die Gestalt einer kommunistisch -mo-
»archistischru Bewegung annehmen könnten . Zweifellos werde
das Kabinett Wirth im Falle der Abtrennung des oberschlefi -
schen Jndustriebezirks von Deutschland verschwinden und
einem solchen der Rechten oder der Linken Platz machen, das
dann seinerseits wieder einem Staatsstreich nach Art des
Kappschen zum Opfer fiele, mit dem Unterschiede, daß der
neue Diktator diesmal so vorsichtig wäre , sich vorher mit den
Arbeiterorganisationen zu verständigen , um den Generalstreik

verhindern . Was eine solche Entwicklung für die gesamte
lturwelt bebrüten würde, lehrt ein Blick auf das russische,

durch die Hungersnot noch wüster gewordene Chaos . Ein nicht
völlig verblendetes Polen , das auch ohne die drohende Ver -
sch ccbierung seiner Ernte am Rande der finanziellen Kraft
steht , kann nickt verkennen, wie sehr dis nächsten Schicksale der
Welt davon abhängen , dass Deutschlands wirtschaftlicher Orga .
U 'smus durch die LoSreissung Oberschlesiens nicht völlig zer»
xüttet wird.

Merden die Lebensmittel
teurer?

Zu dieser aktuellen Frage schreibt der „Fretburger Bote"
H». a. folgendes:

Rach den Indexzahlen betrug im Großhandel der Wrdex
r die Gruppe der Lebens- und Genußmittel am 8. Januar
I . 154, am 2. Juli 144,5, am 6. August 203. Dieses plötz¬

liche Emporschnellcn ist nun aber , gum großen Teil nur schein ,
dar , denn bis zum 2. Juli wurden bei der Berechnung bezüg¬
lich des Getreides nur die Zwangswirtschaftspreise berücksich¬
tigt . während am 6. August die Notierungeu deS seit Mitte
Juli wiü >er freien GetreivehandekS zugrunde gelegt wurden .
Die ZwangSwirtschaftspreise standen aber zum großen Teil
lediglich auf hem Papier . Nur wenn früher auch die Schleich-
handclspreise bei der Festsetzung des Index in Rücksicht ge¬
bogen wären , würde der Unterschied zwischen dem 2. Juli und
dem 6. August die tatsächlichen Verhältnisse zum Ausdruck
«ringen . Immerhin war er grösser als die in den vergan¬
genen Monaten verzeichnet« : Differenzen , weil in den letzte»

Wochen im Großhandel eine Preissteigerung der Lebensmittel
stattgefunden hat . Diese hat verschiedene Ursachen, welch«
teils durch die wirtschaftlichen Verhältnisse des Inlandes , teils
durch die Verschlechterung unserer Valuta bedingt find.

Seit die Getreidezwangswirtschaft durch die Umlage ersetzt
ist, besteht für das umlagefreie Getreide keine Preisbindung
mehr . Der Konsument hat dies nun zwar bisher noch nicht
verspürt , weil die Lieferung von markenfreiem Brot erst am
16. August beginnt , er braucht aber auch nicht zu befürchten,
dass von diesem Tage an das Brot unerschwinglich teuer wird ;
es wird nämlich weiter Brot auf Karte« geliefert , in der
Woche pro Kopf 1900 Gramm zu etwa 6.95 M . Dieser Preis
wird während des ganzen Wirtschaftsjahres 1S21/22 unver¬
ändert bestehen bleiben. Der Preis für das markenfreie Brot
hingegen wird durch den Weltmarktpreis für Weizen bestimmt,
denn auch die Preisbildung des inländichen freien Getreides
hängt von dem Weimar kt ab, wobei übrigens zu bemerken

> ist, daß die gegenwärtige teilweise über den Weltmarktpreis
: hinausgehende Preiserhöhung des freien Getreides nach Urteil
i aller Sachverständigen nur eine vorübergehende, den Kon¬

sumenten kaum betreffende Erscheinung sein wird . Um nun
auch jeder unlauteren Preisbildung für markenfreies Brot
einen Riegel vorzuschieben , wird von verschiedenen Seiten
die Festsetzung eines Richivreifes gefordert ; nach den jetzigen
Vorschlägen der Berliner Bäckerinnung soll dieser 7 M . für
1400 Gramm Brot betreten . Aus allem ergibt sich, dass eine
ungebührliche Steigerung des Brotpreises nicht zu erwarten
ist ; die Erhöhungen , die statkfinden . sind unbedingt notwen¬
dig, da das Reich nicht fortwährend derart hohe Verbilligungs -
zusckiüffe wie in den letzten Jahren gewähren kann. . . .

Bei den Kartoffeln ist Deutschland fast ausschliesslich auf
die eigene Produktion angewiesen. Es lässt sich zwar noch
nicht klar übersehen, ob die letzten Regenfälle den durch die
Hitzeperiode schwer geschädigten Kartoffel« noch zugute kom¬
men konnten, immerhin ist sicher, daß die Ernte unter dem
Durchschnitt bleibt, und es ist daher möglich, daß Preiserhöhun .
gen eintreten .

Am meisten ist die Preisbildung tierischer Erzeugnisse durch
die Dürre beeinflußt . Der Futtermangel hat zu einer star¬
ken Verminderung der Milchprodukt?»» und daher zu einer
Preiserhöhung — naturgemäß auch für Butter — geführt ;
er hat ferner einen vermehrten Anstrich von Vieh zu den
Schlachtböfen und eine Preissenkung im Großhandel !m Ge¬
folge gehabt. Dass von letzterer der Konsument so wenig ge¬
merkt hat , liegt an der Beharrungstendenz im Kleinhandel .
Es ist nun infolge des frühzeitigen Abstossens deS Viehs sei¬
tens der Landwirte selbst bei günstiger Witterung und gutem
Futterwuchs mit einem verminderte « Auftrieb im Herbst
und daher mit ek«er Preiserhöhung im Großhandel zu rechne«.
Die zukünftige Preisgestaltung der Bnttter aber , die auch auf
dem Weltmarkt eine grosse Nolle spielt, hängt in baßem Masse
von der Entwicklung unserer Valuta ab ; auf keinen Fall
steitt der Preis über den auf dem Weltmärkte.

Hinsickttick des Znckervreises, der unter normalen Derbält -
müen stark von dem Weltmarkt bestimmt wird , soll durch
besondere Massnahmen B̂eschränkung der Ausfuhr ) einer
durch Sinken unserer Valuta bervoraernfene » Steigerung
vorgebengt werden. Rur die Preisbildung derjenigen Pro¬
dukte, die aus dem Anslande stammen (Reis , Kaffee , Tee
usw.) oder an ? importierte» Rohstoffen hergestellt werden
(Margarine ) , Hanoi wesentlich von der deutschen Vottita ab,
wie die in den letzten Wochen stattgehabte Preiserhöhung ge¬
zeigt hat .

Nommunalpolit . Rundschau .
Die Berufsberatung i« Thesne n«d Praxi - .

Von Dr . Becker , Görlitz.
II .

Das Berufsamt ist nicht in der Lage, allein seinen Oblie¬
genheiten nachzugehen . Darüber herrscht kein Streit . Es
muss sich einer Zahl von Vertretern aller Beiufsklassen bedie¬
nen , um den vielseitigen Berufsintereffen bei der Berufsbera¬
tung gerecht zu werden. Diese Vertreter bilden den Beirat .
Außer ihm ist in vielen Orten noch eine Zahl von Vertrauens¬
männern vorhanden , welche die Verbindung mit den Schulen
Herstellen . Was die höheren Berufe anlangt , so find für diese
zahlreiche Fachleute vorhanden, die sich zur Beratung bereit
erklärt haben. Diese letztgenannten Einrichtungen wie Beirat ,
Vertrauensmännerversammlung und Fachleute find, um von
den Görlitzer Verhältnissen zu sprechen , ebenfalls vorhanden .

Es hat sich in der Praxis bewährt , daß die Berufsämter mit
Schule, Stadtarzt , Arbeitsnachweis und anderen Behörde» und
Organisationen Zusammenarbeiten. Geltung muß auch hier¬
bei haben , dass die örtlichen Verhältnisse matzgebenv find . Wie
bei der Berufsberatung steht es auch bei der Lehrstellenver¬
mittlung . Es lassen sich nicht einmal Richtpunkte, geschweige
denn ein Schema geben . Es kommt vielmehr auf die Lage
des einzelnen Falles an . Die in der Theorte aufgeworfene
Frage , ob von einem Berater oder einem Beraterkollegium
die Beratung vorgenommen werden soll, darf wohl mit Recht
zugunsten des einzelnen abgetan werden. Unterstützung findet
diese Lösung bei Bernhard , der sich von der Beratung durch
ein Kollegium keine großen Erfolge verspricht. In der Praxis
ist auch durchweg diese Form zur Durchführung gelangt .

Hierbei möchte ich nicht unterlassen, auf eine neuerdings er¬
hobene Forderung einzugeheu, welche die Mitwirkung mehre¬
rer Personen verlangt . " So Piorkowski, der den Arzt , ven
Wirtschaftsstatistiker und einen berufstechnisch vorgebitdeten
Psychologen hinzugezogen sehen will. Rose verlangt an der
Spitze eine Gruppe von Berufsberatern , und zwar einen kauf,
uränmschea, einen handwerklichen und einen industriellen
Praktiker , welche alle noch über eine umfassende Berufskennt¬

nis sowie pädagogische und psychologische Vorbildung verfügen
sollen. Der Schularzt soll auch hinzugezogen werden. Die
Leitung soll in den Händen eines volkswirtschaftlich gebildeten
Fachpshchologen liegen. Ich lasse die Frage , inwieweit in den
Großstädten das Bedürfnis nach einem so komplizierten Be-
rufsberatungsshstem vorhanden ist, offen und beantworte diese
Frage in bezug auf die Mittelstädte und das Land in vernei¬
nendem Sinne . Und sollte in diesen dennoch das Bedürfnis
sich Herausstellen, halte ich ebenfalls meine Ablehnung jener
Einrichtung gegenüber aufrecht.

Maßgebend hierfür ist die Tatsache, daß die Berufs -Psycho -
logie sich noch im Anfangsstadium befindet, und — abgesehenvon den einzelnen Erfolgen bei Anwendung in großen Wirt-
schriftlichen Betrachtungen — keine Erfolge bekannt geworden
find. Und wenn Rose das Amt der Berufsberatung als ein
entsagungsvolles , schweres und sehr verantwortungsreiches
schildert, „zu dem sich niemand um des Broterwerbes willen
drängen sollte", dürfte das Notwendige Material mit der ge-
wünschten Vorbildung zur Durchführung der Berufsberatungniemals vorhanden sein . Es bedarf nur der beiläufigen Be¬
merkung , daß heutzutage Wohl kaum irgend jemand aus an .
deren Gründen als des Broterwerbes ein so wenig angeneh¬mes Amt übernehmen würden

Es verlohnt , bei dieser Gelegenheit auf die Forderung der
Psychologen einzugehen und diesen dann die Ansicht der Prak -
tiker bei der Berufsberatung gegenüberzustellen. Lipman »
begründet seine Anschauung damit, daß das Privatwirtschaft-
liche Interesse des Arbeitnehmers nicht nur die Berücksichti -
gung der gerade herrschenden wirtschaftlichen Konjunktur, son-
dern in höchstem Maße auch die der individuellen Eignung er-
fordere . Für die Verwendung eines Psychologen treten fernerein Rose, Alohs Fischer u. a. Nicht ohne Widerspruch ist dis
Forderung der Psychologen von de» Männern der Praxis aus¬
genommen worden . Ich schließe mich den von diesen erhobe¬nen Bedenken voll und ganz an .

Heute vereinzelt betriebene Forschungen, welche darauf hin .
auslaufen , daß Psychologen sich mit einzelnen Werken in Ver-
bindung setzen , um mit diesen gemeinsam den Stoff zu tech-
Nischen Eignungsprüfungen , die bei der Annahme von Lehr-
fingen in den betreffenden Betrieben Anwendung finden fol-len , zusammenzutragen , werden immer unzulänglich bleiben.
Eine einmalige selbständige Stichprobe mittels des Experi¬ments kann nicht dieselbe Bedeutung haben, wie eine liebe,
volle, sorgfältige und andauernde Beobachtung .

Weiter sagt llkenke „Wie denn auch andererseits die heute
eifrig erörterten Vorschläge zu einer sicheren Grundlegung der
psychologischen Voraussage von einer endgültigen Lösung des
schwierigen Problems noch weit entfernt sind .

" SchließlichDr . Schäfer : „Auf die bislang genannten Eigenschaften könnte
man mit e,Niger Aussicht aus Erfolg keine Eignungsprüfung
gründen ; aber die wichtigste Fähigkeit, neue Lösungen alter
Aufgaben zu geben, auf neuen Wegen längst erstrebte Ziele
zu erreichen . Gerade diese Fähigkeit ist aber ein wesentliche »
Merkmal des Ingenieurs , der seinen Namen, dessen eigentlich«
Bedeutung „Erbauer , Erzeuger " ist, mit allem Recht trägt .

"
Zum Schluß : „Solange aber solche Erprobungen nicht au »
dem Bedürfnis der Kreise der Praxis selbst hervorgehen, sollte
man auch nicht von wissenschaftlicher Seite ans dazu drängen ."

Nachdem sich aus den vorstehenden Zitate» die Bedenklichkeit
der psychologischen Berufsberatung ergeben hat, mögen noch
einige Worte dem hinzugefügt werden. Abgesehen von dem
häufigen offenen Widerstand seitens der Eltern gegen die Be.
rufsberatung besteht der Grundsatz der Freiwilligkeit der In¬
anspruchnahme . Von großer Bedeutung ist weiter die persön¬
liche Neigung des KindeS, soweit sie nicht pathologisch ist. Maß¬
gebend ist weiter die augenblickliche wirtschaftliche Lage. Zw
berücksichtigen ist auch die häusliche Lage der Kindeseltern .

Diese vier Punkte : Freiwilligkeit, Neigung, häusliche Ver¬
hältnisse und allgemeine Wirtschaftslage werden sich niemals
mit dem Ergebnis des psychologischen Experiments decken und
einen vollen Erfolg ermöglichen . Und weiter : die Berufsbe .
ratung soll stets mit der Lehrstellenvermittlung verbunden
fein . Diese setzt jedoch Kenntnis des Arbeitsmarktes voraus
und verlangt die Möglichkeit der Unterbringung sowie des
Fortkommens . Ob jene in der Jetztzeit bei irgendeinem vor-
Händen ist oder überhaupt sein kann, erscheint zweifelhaft.Nenke hält sie für mangelhaft . Die Möglichkeit einer Unter¬
bringung aller abgehenden Schulkinder in Lehr- und Arbeits¬
stellen besteht bei den heutigen Wirtschastsverhältniffen kaum.
Bedenken wir doch, daß die Meldung der freien Lehrstellenauf dem freien Willen des Arbeitgebers beruht.

Es ergibt sich somit die Schlußfolgerung: Die Wissenschaft
ist bezüglich der Berufsberatung z„ weit voraus ; dir Praxis
kann nicht folgen. Wissenschaftlich Berufsberatung zu treiben,
ist vollkommen zwecklos. Eine einigermaßen erfolgreiche —
aber auch noch mangelhafte — Berufsberatung läßt sich nur
aus Gründen der Zweckmäßigkeit treiben, soweit das Bedürf¬
nis dazu vorhanden ist und die örtlichen Verhältnisse genügend
berücksichtigt werden.

Dolitiscke Neuigkeiten.
Einberufung des Völkerbundsrats

nacb Genf.
Vicomte Jshii , japanischer Botschafter und gegerrwär .tger

Vorsitzender des Völkerbundes Hai eine außerordentliche Sit¬
zung des Plates aus den 2S. August nach Genf einberufen um
über d>» Brief des Präsidenten des Obersten Rates , betreffend
die Festsetzung der Grenze in LLerschlesien , zu beraten .

Nach dem »Tcmps nimmt man an , daß die Besprechungen
des Völkerbundrates über Obcrschlesien , die am 29 . August



beginnen , , nur einen Lag dauern werden . Man hat sich zu»
nächst .über das Verführen und dann über die Ernennung
eines Berichterstatters zu einigen. Dieser Berichterstatter
würde alsdann seine Arbeiten während der Tagung des Völ¬
kerbundes in Genf fortsetzen, und es scheint, - ah er Ende.
September so weit sein wird , datz die Angelegenheit vor de»
Rat gebracht werden kann. Man könne also erst für die erste
Hälfte des Oktober eine endgültige Lösung erwarten , und das
auch nur dann, loenn der Vü^ erbundrat selbst über die Sach«
urteile , und sie nicht Schiedsrichtern übertrage .

Hnterpsrlamentsriscke Ikonkerenz .
Die Verhandlungen der interparlamentarischen Konferenz

wurden am Mittwoch vormittag im Reichstagsgebäude zu
Stockholm in Anwesenheit des Ministerpräsidenten und des
Ministers des Äußern eröffnet . Abordnungen waren erschie¬
nen aus den Vereinigten Staaten von Nordamerika , Japan ,
Deutschland, Österreich, Dänemark , Großbritannien , Finnland ,
Italien , Norwegen, Schweiz und Schwöen . Zu Beginn der
Konferenz forderte der Vorsitzende des interparlamentarischen
Rates , Lord Weardale -England, im Namen des Rates Freiherrn
von AdelSwärd-Schweden auf , als Präsident bei den Verhand¬
lungen der 18. interparlamentarischen Konferenz zu fungie¬
ren . Freiherr von Adelswärd hielt darauf eine Ansprache, in
der er daran erinnerte , wie die Konferenz im Jahre 1914
hätte stattsinden sollen und im letzten Augenblick nicht eröffnet
werde», .konnte. Im Namen der schwedischchen Regierung be¬
grüßte der Ministerpräsident die Konferenzteilnehmer und gab
«inen überblick über die schwedische Außenpolitik während des
Weltkrieges. Sodann wurde für jede an der Konferenz teil¬
nehmende Gruppe ein Vizepräsident gewählt : für Deutschland
Professor Schücking . Lord Weardale -England hielt eine Rede
über die interparlamentarische Union und den Völkerbund.
Er betonte die Unvollkommenheit des Völkerbundes in seiner
jetzigen Gestalt. Der Völkerbund werde erst die Wünsche der
Hnterparlamentarier verwirklichen, wenn diejenigen Nationen
sich ihm anschlössen , die jetzt noch zögerten. Der Redner er¬
klärte, daß es nicht angängig sei, Deutschland aus dem Völker-
bund auszuschließen. Er richtete einen Appell an Amerika,

nickt der Zusammenarbeit bei der Schaffung von univer¬
sellen Organisationen für die Erhaltung des Friedens zu
entziehen .

Ein späterer Bericht besagt :
Die Interparlamentarische Konferenz hat gestern BrantingS

Antrag auf Einschränkung der Rüstungen mit 42 gegen 12
Stimme » ckngrivommen .

Das Msckkriegssteuergesetz .
Der EnttmiLf des Nachkriegssteuergesetzes, der jetzt dem

ReichSutzrtschjastsrpt und dem Reüchsvat vorliegt , will die
Differenz zwischen , dem für den 3V. Juli 1931 festgestellten
Endvermögen und dem für den 30. Juni 1919 festgestellten
Anfangsvermögen mit Steuersätzen von 6 bis 3V Prozent
belasten . Bei dem Anfangsvermögen sieht der Gesetzentwurf
folgende Abzüge vor

1 . Die KritzgHabgab « vom Vermögensznwachs , um zur
Nachkriegsgewinusteuer auch Diejenigen Personen heranzu¬
ziehen, die trotz Zahlung einer hohen Kriegsabgabe ein dem
Anfangsvermögen etwa gleiches oder ein höheres Endergeb¬
nis besitzen ; 2 . di« Beträge , die nach tz 6 Nr . 8—-10 des Ge »
setzes über die Kriegsabgabe vom VermögenszuwachS vom
10. September 1919 abjugsfähig waren (außerordentliche
Kriegsabgabe für das Rechnungsjahr 1918/19, ferner Staats -,Gemeinde -, Kirchen- usw. Steuern , die zum Teil für 1918
und 1616 bezw . früher zu entrichten waren ; 3. die in 8 9
des ReichÄajusgieichsgefrtzes vom 24. April 1820 und die in
8 8 des Gesetzes über Enteignungen und Entschädigungen
aus Anlaß des FriedensvertrggeS Gezeichneten Ansprüche;
4. Ansprüche aus den Kolonipl-Ausliaichs- und Berdrängungs -
schÄdengefrtzen .

Wom Endvermögen sind abzuziehon :
1 . die bereits mit Hohen Erbschafts- »tjnjd Schsenkungsschujern

belegten Erwerbe (reiner Betrag , d . i . der ererbte Betrag
nach Abzug der Nachlaß- und Erbanfallsteuer im Sinne der
88 29—40 des Erbschaftssteuergesetzes vom 19. Dezember
1919 ) . Die Abzugsfähigkeit der Schenkungen beim Beschenk¬
ten ist mit Rücksicht auf die hohe fSchenkungssteuer beibehal¬
ten , die Hinzurechnung des Schenkbetrages zum Vermögen
des Schenkers fortgefallen ; 2 . gewisse KapitvlSicksindungen,
u . a . Kapitalsauszahlungen aus einer Versicherung, 3. Erlös
aus der Veräußerung ausländischen Grund - und Betriebs¬
vermögens ; 4. die nach 8 9 des Reichsausgleichsgesetzes vom
A4. April 1920 und des 8 8 des Gesetzes über die Enteig¬
nungen und Entschädigungen aus Anlaß des FriedenAwr -
trages dem Abgabepflichtigen im Wege der endgültigen Ab¬
rechnung oder als Vorschuß usw. sowie die auf Grund der
Kolonial -, Auslands - und Verdrängungsschädengesetze im
Verankajgezeitraum ausgezahlten Beträgt Im übrigen
bleiben die in 88 6 bis 8 - es Gesetzes über eine Pslichtab »
gäbe vom Vermögenszuwachs vorgeschriebenen Hinzu - und
Abrechnungen unberücksichtigt .

In der Begründung des Gesetzentwurfs wird die Über¬
zeugung ausgesprochen, daß das Reich hier vor einer sehr
«rgiieckigpn Steuerquelle stehe :

„Was die Trage anlangt , ob eine nachträgliche einmalige
Besteuerung der Gewinne vom wirtschaftlichen Standpunkt
aus vertreten werden kann , so ist anzuerkennen , daß grund¬
sätzlich «in jeder, um seine Geschäfte gedeihlich führen zu
rönnen , die ihn treffende Belastung im Voraus kennen muß ,
damit er darauf seine Berechnungen einstellen kann . Ein¬
malige Steuern find daher nur dann begründet , wenn grnzl
besondere Verhältnisse vorliegen und solche Verhältnisse sind
hier nicht gegeben. Das Wirtschaftsleben dagegen befindet
lieh in direkter und indirekter Nachwirkung des Krieges noch
in tiefgehender Umwälzung , die sich am sinnfälligsten an der
von Woche zu Woche oder gar von Tag zu Tag wild hin -
»nd herschwankenden Mark zeigt , einer Folgeerscheinung des
Krieges , die für viele erhebliche Verluste oder, soweit es sich
»m Kleinrentner handelt , kärglichste Lebensführung bedingt ,
für einen großen Teil der Volksgenossen aber reichen Gie -
»rinn zur Folge hat . Sofern nur die Sätze einer hiervon
zu entrichtenden Abgabe so gehalten werden , daß die ganzen
Kalkulationen nicht über den Haufen geworfen werden , er¬
scheint daher eine Abgabe auf diesen Zuwachs, der wenig¬
stens indirekt mit den Kriegsverhältniffen noch in enger Be-
rührung steht, vom Standpunkt der ausgleichenden Gerech¬
tigkeit nur gerechtfertigt . Dennoch müßte von einer solchen
Abgabe abgesehen werden , wenn befürchtet werden mühte ,
»ah die Vorteile , di« das Reich aus einer solchen Abgabe er¬
zielt , durch volkswirtschaftlich schädliche Gegenströmungen
wieder aufgehoben würden . Die bei der Kriegsabgabe vom
BermögenSzuwachs gemachten Erfahrungen lassen gewisse
Bedenken nach der Richtung gerechtfertigt erscheinen, ob eine
solche Abgabe nicht eine verstärkte Steuer - irnd Kapitalflucht
zur Folge haben und nicht abermals eine sinnlose Verschwen¬
dungssucht oder sonstige unproduktive Wirtschaftsführung
einsetzen wird . Würde der Steuersatz bei einer solchen Ab¬
gabe wieder ebenso oder amnährend so hoch bemessen, wie
bei der Kriegsabgabe vom VevmögonsAuwachs, so müßte be¬
fürchtet Weeden , daß die früher ausgetretenen Mißstände
Wieder zu»n Vorschein konirNsn . Wn der Steuersatz da-

aog«n so bemessen , daß berechtigtem wiirtschsftkichSn Interes¬
sen Rechnung aetoagen wird , so darf auch von den beteiligten
Ävotfon bas notige Verständnis für die Notlage des Reiche -
erwartet werden . Selbst bei geschicktester Wirtschaftsführung
lann der Einzelne vLtf die Dauer nicht gedeihen, wen», dem
Reich nicht die Möglichkeit gegeben Wird, feine Verpflichtungen
zu erfüllen ; das wiederum ist nur dann möglich, wenn jäer
nach Wner Lristun,Sfähigkett dazu beiträgt .

Für die Frage der Einführung einer Abgabe auf die Ge¬
winne aus der Nachkriegszeit ist eS endlich von Wichtigkeit,
ob di« Finanzämter in der Lage sind, «ine solche Aufgabe in
absehbarer Zeit durchzuführen . England hat die Einführung
einer Abgabe der Kviegsgiewinne vor allem deshalb obge¬
lehnt, « eil die Vkoanlagumg und Erhebung einer solchem
Steuer eine sehr lauge Zeit in Anspruch nehmen und da¬
durch «ine Periode der UMchvrheit und unproduktiven Wirt¬
schaftsführung ein treten würde. Mißstände der letztgenann¬
ten Art haben sich .im Deutschland tatsächlich gezeigt . Das
anag darauf zurückzuführen sein, Hatz zwischen der Einfüh¬
rung der Kriegsabgabe vom Beornügqnszumachs und ihrer
Durchführung «ine verhältnismäßig lange Zeit gelegen hat .
Wie schnelle Durchführung einer msuen Abgäbe erscheint je¬
doch gewährleistet , wenn der Kreis der Abgabepflichtigem tun¬
lichst beschränkt wird, das hetßt hohe Freigrenzen festgesetzt
werden . Dann entsteht dem Finanzämtern einerseits keime
übermäßige Mehrarbeit , andererseits können sie die Er¬
klärungen der wirklich für die Abgabe in Frage kommenden
Steuerpflichtigem gründlich nachprüfen .

Forderungen des Allgemeinen deutschen
Gewerkschrittsbundes .

Der Bundesausschuß des Allgemeinen Deutschen Gewerk-
schaftsbundes hat am 18. August eine Reihe von Entschließun¬
gen gefaßt . Die erste Entschließung enthält einen Aufruf an
die deutsche Arbeiterschaft, sich gegen die drohende Herab¬
drückung ihrer Lebenshaltung mit aller Kraft zur Wehr zu
setzen. In der zweiten Einschließung wird eine Erhöhung der
Einkommen aus Unfällen- , Alters - und Invalidenrente «, so¬
wie die Unterstützungssätze - hr Erwerbslosen und der Kran¬
ken gefordert . Die dritte Entschließung verlangt hinsichtlich
der neuen Steuerpläne eine Mjnverbelaftnng des Verbrauchs,
dessen Besteuerung lediglich zu neuen ungeheuren Preissteige -
ruilgen führe und fordert ein Steuersystem , das in erster
Linie die von der Geldentwertung seither unberührt geblie-
benenen Sachwerte, insbesondere die in Jndustriewerken und
im Boden ruhende« Kapitalswerte erfaßt und das Reich an
den Erträgnissen des mobilen und immobilen Kapitals teil«
nehmen läßt . Die letzte Entschließung fordert eine Änderung
der Wirtschaftspolitik in der Richtung zur Gemeinwirtschaft ,
Vergesellschaftung der Produttionsmittel . Die Gewerkschaf¬
ten erklären sich bereit , mit ihren Kräften an der baldigen
Lösung dieser Aufgabe mitzuarbeiten .

Weamtenscbatt und Gewerksckatten .
Der Ausschuß des deutschen Beamtenbundes hat zur Frage

der Zusammenarbeit mit den Gewerkschaften und der Ver¬
einbarungen zwischen dem Deutschen Beamtenbund und dem
Allgemeinen Deutschen Gewerkschaftsbund folgenden Antrag
deS Bundesvorstandes einstimmig angenommen , der in der
VyrstandSsitzung vom Vormittag formuliert worden war : »Der
Bundesausschutz erkennt erneut die Notwendigkeit eines Zu¬
sammengehens des Deutschen Beamtenbundes mit der Ange¬
stellten- und Arbeiterschaft in allen aus dem allgemeinen Ar¬
beitnehmerbündnis sich ergebenden gemeinsamen Fragen an.
Er ist daher auch nach wie vor zum Abschluß von Abmachun¬
gen in den in Frage kommenden Spitzenorganisationen be¬
reit , Er billigt die Grundgedanken des zu diesem Zwecke ihm
vorgelegten Übereinkommens als geeignet für die Herstellung
engerer Beziehungen zu allen Spitzenorganisationen der Ar¬
beiterschaft, die die organisatorische und programmatische
Selbständigkeit einer gewerkschaftlich geeinten deutschen Be¬
amtenschaft anerkennen . Obwohl der Vorstarid des Allgemei¬
nen Deutschen Gelverkchaftsbundes diesen Grundsatz ebenfalls
vertreten hat, nehmen i », Gegensatz hierzu der Deutsche Ber¬
kehrsbund und der Deutsche Eifenbahnerverband die Unter -
organisationen des Allgemeinen Deutschen Gewerkschaftsbun¬
des in ihren Preffeäutzerungen ganz besonders in den letzten
Tagen bei den Verhandlungen über die Aufstellung einheit¬
licher Gehalts - und Lohnforderungen im Namen des A.D .GB .
gegenüber den berechtigten Forderungen der Beamtenschaft
eine starr ablehnende Haltung ein . Der Bundesausschuß
kann daher in einer schriftlichen Vereinbarung -nur dem
N .DG .B . eine ausreichende Garantie für die Wahrung der
Deamteninteressen nicht erblicken , so lange die ihm angeschlos -
fenen Verbände sich ihrerseits nicht ebenfalls formal dazu
bekannt haben . Der Bundesausschuß beauftragt den Vorstand,
die weitere Entwicklung abzuwarten , und vertagt die endgül¬
tige Erledigung der Angelegenheit bis zu dem Zeitpunkt , der
dem Bundesvorstand geeignet erscheint."

Die von der Neunerkommission formulierten Forderungen ,
die die Beamtenschaft der Regierung in der Frage der Ge¬
haltserhöhung vorzulegen gedenkt , wurden ebenfalls ange¬
nommen .

Die dringenden Pressegespräcke .
Bei der Besprechung im Reichspostministerjum am 4 . Au¬

gust über die Neuregelung des Vorgangs der dringenden
Preffcgespräche wurde, laut „ Zeitungs -Verlag " , vereinbart ,
daß die bisherigen Bestimmungen , wonach die
dringenden Pressegespräche allgemein Vorrang vor
den übrigen Gesprächen genießen, auch über den 1 . Oktober
hinaus einstweilen aufrecht zu erhalten seien, ebenso die Be¬
stimmungen über die Monatsgespräche. Eine Kommission,
der außer den Presseorganisationen Vertreter des Reichspost¬
ministeriums und der Presseabteilung deS Auswärtigen Amts
angehören werden, soll mit Beschleunigung prüfen und Vor¬
schläge darüber abgeben, wie dem Bedürfnis der Presse unter
gebührender Berücksichtigung auf den übrigen Verkehr Rech¬
nung getragen werden kann. Die der Presse bisher einge¬
räumten Kontingente für dringende Pressegespräche bleiben
einstweilen bestehen ; neue oder erweiterte Kontingente sollen
bis zur Beendigung der KommiffionSarbeiten nicht bewilligt
werden.

Sturmszenen im Berliner Stadtparlament .
In der Sitzung der kommissarischen Stadtverordneten¬

versammlung Grotz -Bcrlins kam es gestern zu lebhaften
Ausrinpindersehuirgea zwischen der Rechten und den Kommu¬
nisten. Nachdem chn Antrag ans Bewilligung von 100 000 M.
für Sowjetrußland mit großer Mehrheit angenommen wor¬
den war , wurde ein Magistratsantrag aus Bewilligung von
10000 M . für das Oberschlcksierhilsswevk besprochen. Der
Unabhängige Schneider lehnte namens seiner Partei jede
solche Beihilfe für die Verbände heimattreuer Oberschlssier
ab . Der Doutschnationale Kirubel äußerte sich gegen diese
Haltung und sprach alsdann mit scharfen Worten von den
Maßnahmen der russischen Kommunisten , auf welche die

Katastrophe zurückzußühren sei . Hierauf entstand «in «nM
Hemrrr Tumult der in eine Schlägerei auSarrete . Die Komq
mümsten stürzten auf die Rednertribüne los und es entstandein allgemeiner Wirrwarr , wobei es zu Tätlichkeiten kam.Die Sitzung mußte unterbrochen werden . Nach der Wiede«,«rösfnung mißbilligte der Stadivcrgxdnetenvorsteher ent,schieden alle tätlichen und wörtlichen . .»griffe . Da eine ord¬
nungsmäßige Fortführung der Erörterung wegen der herr¬
schenden Erregung nicht möglich war , wurde die Sitzung g„styloffen, ohne daß über die Beihilfe für Ocherschlesien ei»
Beschluß gefaßt wurde.

Ladlungseinsteliungen von 50 Gemeinden.
Wie die Berliner Blätter aus Pößneck melden, haben 5-

Landgemeinden des Landkreises Sonneberg die Einstellun»der Zahlungen beschlossen. AIS Grund dieses Beschlusses wir»
die unzureichende Zuweisung von Mitteln durch das Reichund die Schwierigkeit bei der Aufnahme neuer Anleihen an, '
gegeben. Da es sich gleich um 60 Landgemeinden Handels
scheint es sich bei der beschlossenen Zahlungseinstellung weni¬
ger um das faktische Unvermögen zur Zahlung zu handeln al»
um einen organisierten Protest . Man wird Näheres abzu,
warten haben , bevor eine Stellungnahme möglich ist.

Lu den Deutsckenmorden in der
Tschechoslowakei .

Be: der feierlichen Beisetzung des von tschechischen LegionL»
ren in Aussig ermordeten reichsdeutschen Staatsangehörige »
Hoff am letzten Freitag hat als Vertreter der deutschen Ge¬
sandtschaft in Prag Legationsrat Dr . Limmer eine Rede ge¬
halten , die in der tschechischen Presse als Einmischung in di«
inneren Verhältnisse der tschechoslowakischen Republik und we¬
gen angeblicher Angriffe auf die tschechische Regierung heftig kri¬
tisiert wurde . Die Reichsregierung hat jetzt telegraphisch de»
authentischen Text der Rede Dr . Limmers angefordert . Wen»die Prüfung ergeben sollte , daß die Rede tatsächlich die vo»
der tschechoslowakischen Presse gerügten Ausfälle enthielt '
würde die deutsche Regierung dies nicht billigen.

Die Dungersnot in Rußland.
Die am 13. und 14. August in Berlin versammelte inteS «

nationale Konferenz des Internationalen Gewerkschaftsbun,
deS hat folgende Entschließung angenommen : l

„Die Konferenz des Internationalen GewerkschaftsbundeSI
(Sitz Amsterdam) , di? am 13. und 14. August in Berlin übe«
die Hungersnot Rußlands beraten hat, erklärt ihr tiefste»
Mitgefühl mit - dem russischen und georgischen Volke, insbeson¬
dere mit der notleidenden Arbeiterschaft in beiden Ländern ,
Die Konferenz nimmt Kenntnis von den spontanen Solidari¬
tätskundgebungen und der Akttonen, die die Arbeiterschaft de«
angeschloffenen Organisationen bereits in die Wege geleitet
hat . ^ Sie beschließt , die schon im Gange befindlichen Samm¬
lungen im Interesse der sofortigen und wirksamen Verwen¬
dung zusammen zu fassen, zu erweitern und zu zentralisiere »
und bestimmt zu diesem Zweck das folgende: 1 . Das Bür «,
des Internationalen Gewerkschastsbundes wird beauftragt ,
sofort einen Ausruf an das internationale Proleariat zu
erlassen ; L die gewerkschaftlichen Landeszentralen aller Län- i
der haben die Sammlungserträge der angeschlossenen Ver¬
bände und der sonstigen Organisationen , die sich an dem
Hilfswerk beteiligen, zu zentralisieren ; 3. die von den Landes ,
zentralen zentralisierten Beträge werden in Gemäßheit der
Anweisurtgen des Büros des Internationalen Gewerkschafts¬
bundes zur Verfügung gestellt ; 4 . die vom Internationalen
Gewerkschaftsbund zentralisierten Fonds sollen , soweit mög¬
lich, zu sanitären Hilfeleistungen und zur Beschaffung von Le¬
bensmitteln verwendet werden . Eine erste Expeditton wird
sofort organisiert und unter Kontrolle des Internationalen
Gewerkschaftsbundes nach Rußland entsandt . Eine Summ «
von 1 Million Mark wird sofort aus den Mitteln deS Inter¬
nationalen Gewerkschaftsbundes bereit gestellt . Tie Landes «
zentralen werden ferner ersucht , Vorschüsse zu diesem Zweck«
zu gewähren . Mit dem Noten Kreuz wird unter Wahrung Le«
Unabhängigkeit der gewerkschaftlichen Aktion auf technischem
und organisatorischem Gebiet Verbindung heracstellt, um dl«
Transportfragen zu lösen. Die Landeszcntralen Werve»
außerdem verpflichtet, auf ihre Regierungen den schärfste »
Druck auszuüben und diese zur unverzüglichen Hilfeleistung
für das russische Volk zu bewegen. Zur Bekräftigung diese«
Beschlüsse erklärt die Internationale Gewerkschaftskonferenz,
daß die unternommene Aktion durch ihre rein menschliche»
Ziele und angesichts der weltumfassenden Solidarität übe«
allen politischen Meinungsverschiedenheiten stehe . Sie ist ei»
proletarisches Werk, an dem die Arbeiter jeder Richtung teil,
nehmen müssen trotz der Schwierigkeiten und der schwere»
Lasten , welcke die Arbeiterschaft aller Länder drücken ."

An der Konferenz nahmen außer dem Büro des Inter ,
nationalen Gewerkschastsbundes Vertreter Frankreichs , Bel,
giens , Hollands , der Tschechoslowakei , Jugo -SlavienS , de«
Schweiz, Schwedens, Dänemarks , Luxemburgs , Lettlands unti
Deutschlands teil . '

Kurze polit . Nachrichten.
Der Reichsrat hielt gestern unter Vorfitz des Reichsministerg

Rathenau eine öffentliche Sitzung ab . Eingegangen find be¬
reits sämtliche Steuervorlagen , die dem zuständigen Ausschuß
überwiesen wurden . Der Reichsrat erledigte eine große Reihe
kleinerer Vorlagen , darunter auch die Ermäßigung der Koh¬
lensteuer für den Bezirk des Riederschlesischen KohlensynbikatS.

* Die Deutschnätzonalen beim Reichskanzler . Der Reichs¬
kanzler hatte gestern mit den Führern der deutschnationale »
Reichstagsfraktion Besprechungen über die inner - und außen¬
politische Lage. Es nahmen die Reichstagsäbgeordneten
Graf Westarp , Hergt und Hötsch an den Besprechungen teil .

* Der Reichstag. Wie die Blätter aus parlamentarische »
Kreisen erfahren , ist mit dem Zusammentritt des Reichs¬
tages am 6. September nicht mehr zu rechnen. Die Einbe¬
rufung wurde vielmehr auf einen gegenwärtig noch nicht
feststehenden späteren Zeitpunkt verschoben . Wie die .Deutsch«
Allgemeine Zeitung " erfährt , werden außer den große»
Steuergesetzen eine Reihe anderer Gefetzesvorlagen der»
Reichstage zugehen, darunter die im Anschluß an daö>
Washingtoner Übereinkommen vom 25 . November ISIS auS,
gearbeiteten Gesetzentwürfe über das Arbeitsrecht .

* Eine ReichSkriminÄpolizri. Unter den neuen Gesetzes¬
vorlagen , die dem Reichstag zugewiesen werden , befindet sich,
laut „Deutscher Allg . Zeitung " auch der Entwurf betreffen»
die Schaffung einer Reichskriminolpolizei, der eine möglichst!
scharfe Bekämpfung des überhandnehmenden Verbrechertum »
bezweckt.

* Ein npuxr Überfall durch einen istrrbkgen Soldaten . In The»
a . d . Lahn wurde am 7 . August abends gegen 11 Uhr eine
Polizeipatrouille plötzlich auf Hilferufe einer weiblichen Perso »
aufmerksam und konnte hinzueilend feststellen , daß ern sae.



« « r französischer Soldat ein Mädchen überfalle» und « r
M^ en gew- rfe« hatte und eben daran war, es zu vergewgi-
« aen » ei dem Erscheine« der Polizeibeamte« ergriff der
^ dat die Flucht, konnte jedoch festgenomme « wettwn und

darauf mit blanker Waffe die deutschen P- liz^beamtr »
a«. Doch wurde er niedergeschlagen und dann der frans»,
« fche« Behörde übergebe «, die die Weiterverfolgung der N^
Gelegenheit in die Hand genommen hat . Gwser BorfM ,st
krut . Frkf . Ztg.

" innechalb Mer Wochen bereits der fünfte
^ sittliche Angriff, der in Diez durch farbige französische Sol .
toten auf Mädchen verübt wurde .

Antimilitaristische Kundgebungen in Straßburg . Wie das
j>e Paris " aus Stratzburg meldet, fand vorgestern eine

»mUn Kommunisten einberufene antimilitärische Versamm-
lang statt. Dabei wurde die Menge zur Revolution ansge »
Ordert . Schließlich wurde die Internationale in deutscher
Sprache gesungen . Eine Eskadron Husaren säuberte den
Platz. Mehrere Verhaftungen wurden vorgenommen.

» Streik in Pole». In Warschau streiken 128 060 Arbeiter
her Metallindustrie ; sie fordern 75 Prozent Lohnerhöhung .

* Streikbewegung in Rorjdföankretch und Flandern . Mlch
einer Meldung aus LMe beträgt die Zahl der streikenden Ar-
Leiter 53 000 . Geistern fanden Umzüge durch die Haupt»
Praßen von Gent, Roulbai und Touicoina statt. Zu Zwischen¬
güllen kam es nicht. In Cette sind wegen der Herabsetzung
her Löhne die Böttcher in den Streik getreten.

* Kommunistenkrawalle in London. Nach einer HavaSmel-
hung aus London kam es anläßlich der Verurteilung von 12
Kommunisten , die am letzten Freitag im Verlaufe von kln-
mrhen verhaftet wurden, zu Krawallen. Bedeutende Kräfte
mutzten eingreifen, um die Menge zu zerstreuen.

» Irland lehnt ab. Im Sinnfeinerparlament erklärte de
Valero : Wir können die englischen Bedingungen nicht anneh-
men und wollen sie nicht annehmen. Irland wird nicht der
Status eines britischen Dominions angeboten. Die Freu
beabsichtigen, mit aller Macht Widerstand zu leisten und sind
bereit , künftigen unvernünftigen Ansprüchen Ulsters entgegen-
gutreten. Die Iren sind bisher nicht vor der Gewalt zurück-
aewichen ; sie werden auch jetzt nicht zurückweichen, weil mehr
Waffen herbeigerufen worden find .

Wadiscke NbersLcbt .
Spenden kür Siedlungszwecke.

k ./e. Die Rheinische Kreditbank und die Süddeutsche DiS-
gonto-Gesellfchaft A.-G . in Mannheim haben dem Arbeits¬
ministerium zur Förderung des Wohnungsbaues den Betrag
von je 100 000 M. zur Verfügung gestellt . Im Interesse - er
Bekämpfung der Wohnungsnot wäre es dringend zu wünschen ,
Hatz dieses erfreuliche Beispiel Nachahmung fände.

Aus der sozialdemokratischen Partei .
Auf einer am Mittwoch abend abgehaltenen Hauptversamm¬

lung des Sozialdemokratischen Vereins Karlsruhe, die sich in
her Hauptsache mit dem neuen Programmentwurf befaßte.
Wurden die folgenden Anträge des Hauptlehrers R. G. Haeb¬
ler, mit überwiegender Mehrheit angenommen:

1. Der Entwurf des Parteiprogramms ist in der vorliegen¬
den Fassung nicht gegeignet, das neue Programm der S . P . D .
barzustellen .

L. Das neue Programm mutz vor allem enthalten: 1. den
Gedanken , daß die fatalistische Gesellschaft die innere und
Lutzere Befreiung des Menschen und der Menschheit bedeutet ;
L. daß diese Befreiung nur auf dem Wege eines entschiedenen
Kampfes gegen die kapitalistische Klasse möglich ist ; 3 . in einam
zweiten Teil mutz es aus Grund der gegenwärtigen politischen
und wirtschaftlichen Lage die nächsten möglichen Wege zu die¬
sem Ziel angeben und zwar in knapper Form, die für die Ent.
Wicklung des einzelnen genügend Spielraum läßt.

3 . Ferner wird gefordert , daß Entwürfe zu einem solche«
Programm allgemein einzuverlangen sind, um so allen Partei¬
genossen die Möglichkeit der Mitarbeit zu geben. Die nach An.
sicht des Parteivorstandes oder einer Kommission drei oder
mehr besten Entwürfe sind dem Parteitag 1922 zur Entschei¬
dung vorzulegen ".

Im weiteren Verlaufe der Versammlung wurde ein Antrag
angenommen, nach dem der Parteitag beschließen soll, - an
Landtagsabgeordneten Dr . E. Kraus, Hauptschriftleiter der
Heidelberger Volkszeitung", an aussichtsreiche Stelle auf die
Landeswahlliste zu setzen.

Die christlichen Gewerkscbstten zur
Teuerung .

Ein« tu den letzten Lagen stattgefunden « Mannheimer
Kartellfitzung der christlichen Gewerkschaften befaßte sich unter
anderem mit der bevorstehenden TenernngSwrlle. Es wurden
einstimmig nachstehend« Forderungen angenommen:

»1. Von den Vorständen der Berufsorganisationen wird
erwartet, daß unter Aufwendung aller gewerkschaftlichen Mit»
tel eine Besserstellung der wirtschaftlichen Lage errungen wird.

L Von der Regierung wird erwartet, daß in Zukunft mehr
wie bisher das Hauptaugenmerk auf die Bekämpfung - es
Wucher» und «nereelle» Handels mit allen Bedarfsartikeln
des täglichen Gebrauchs gerichtet wird. Zu diesem Zwecke
sollen die betreffenden Verordnungen und Wuchergerichte de7
veränderten Aeitverhältnissen angepaßt und /besonders die
letzteren mit größeren Befugnissen auSgestattet werden.

3. Don der Stadtverwaltung verlangen wir die Veranlas»
snng zur Bildung von Kontrollkommissionen , zusammengesetzt
aus Arbeitnehmern der verschiedenen Gewerkschaftsrichtungen ,
welche die Aufgabe haben , die Wochenmärkte und dergl. auf
Jnnehaltung eines angemessenen Verkaufspreises zu kontrol¬
lieren. Ferner empfahl die Kartellfitzung den Beeiden , nach
Maßgabe der Kölner Wuchergerichte jedes Urteil wegen Wu¬
cher, Kettenhandel und Preistreibereien auf Kosten der Der.
urteilten unter genauer Darstellung des einzelnen Falles
der Öffentlichkeit zu unterbreiten .

"

Von der Dandwerkskammer in Lreiburg .
D2 . Der Geschäftsbericht der Handwerkskammer ' Freiburg

ist soeben erschienen, wonach die Gesamtlage des Handwerks
im Handwerkskammerbezirk Fveiburg von Ende 1918 biS
Frühjahr 1921 , was die Geschäftslage - betrifft, zum Teil ge¬
drückt und wechselnd War . Im Jahre 1919 und . in der ersten
Hälfte des Jahres 1920 bewegte sich die Geschäftstätigkeit nach
oben . In der Mitte des Jcchres 1920 erfolgte dann ein be¬
merkenswert scharfer Abbruch und bis Ende des Berichts¬
jahres war die Lage meist gedrückt . Die Wirtschaftslage, be¬
treffend macht sich im allgemeinen die Tendenz nach einem
Abbau der Zwangswirtschaft bemerkbar. Für die Nahrungs¬
mittelgewerbe ist ja dieser Abbau zum großen Teil erreicht
Worden. Einen bedeutsamen Ausgleich der im Inland « man¬
gelnden Beschäftigungsmöglichkeit durch den Warenexport kann
man beim Handwerk des Freiburger Kammerbezirkes nicht
feststellen . Die Rohstoffbeschaffung war zu Anfang der Be¬
richtszeit in den meisten Artikeln schwierig. Von der Kreditnot
im Handwerk weiß der Bericht ebenfalls zu melden . Auch die
Frage des Preisabbaues wird besprochen. Das Handwerk
konnte für sich nicht abbauen , weil es als Verarbeiter von
Rohstoffen und Halbfabrikaten und als Verbraucher von Le¬
bensmitteln auf die Preisbildung dieser letzteren angewiesen
war. Befriedigend wird das Resultat über das Verhältnis
der Arbettgeberschaft zur Arbeitnehmerschaft im Handwerk
des Freiburger Bezirkes bezeichnet. Eine ungünstige Beur¬
teilung erfährt Von den einzelnen Berufszweigen fast aus¬
nahmslos die Frage nach den Aussichten des Handwerks . Alles
stehe unter dem Eindruck der gegenwärtigen unsicheren Ver¬
hältnisse in der Gesamtlage unserer Volkswirtschaft . Die Frei¬
burger Handwerkskammer konnte am 22 . März d . I . auf eine
20jährige Tätigkeit zurückblicken . An ihrer Spitze steht be-
kanntlsch Syndikus Eckert .

Dr . Barl Tanz s .
Aus Mannheim wich unterm 18 . August gemel¬

det. Der bekannte Großindustrielle und mit dem Mann¬
heimer Wirtschaftsleben eng verbundene Kommerzienrat Dr .
Karl Lanz ist heute morgen nach längerer Krankheit ge¬
storben .

Mit Dr . Karl Lanz ist einer der bedeutendsten Industriel¬
len Badens heimgegangen der sich außerordentliche Ver¬
dienste um das wirtschaftliche , geistige und soziale Leben
nicht nur Mannheims, sondern Badens überhaupt erworben
hat. Dr .- Karl Lanz wurde am 10. Mai 1873 zu Mannheimals der einzige Sohn des am 1 . Februar 1908 verstorbenen
Geh. Kommerzienrats Heinrich Lantz geboren. Am 1 . August
1609 trat er in die Firma Heinrich Lanz als Teilhaber ein,
die unter ihm zu bedeutender Blüte kam. Für seine Ar¬
beiter und Angestellten hatte er stets eine mildtätige Hand
und zahlreiche große Stiftungen zeugen von seinem sozialen
Denken. Außer für das Heinrich Lanz-Krankenhaus hat er
für die Mannheimer Handelshochschule und für die Akademie
der Wissenschaften an der Heidelberger Universität, ferner
für die Karlsruher und Darmstädter Technischen Hochschulen
und für die Deutsche Landwirtschaftliche Gesellschaft Millio¬

nen gestiftet. Das Ddannheimev Nattonttlkheater und dkl
Kunsthalle in Mannheim verlieren in ihm einen eifriger»
Förderer. Die Universität Heidelberg ernannte ihn zuml
Ehrendoktor. Für seine Arbeiter -und Angestellte gründet«
er das Länzsche Kinderevhokungsheim . üuftschifsahrt und
Sport erfuhren gleichfalls seine lebhafte Unterstützung . Dr«
Karl Lanz war u. a. auch Vizepräsident des MotorjachtkluhE
und Vorsitzender des Deutschen Lustflottonvereins. Der Ent¬
schlafene hinterläht eine Witwe und fünf KmLer.

Hrurze Vacbricbten aus Kaden.
* Nr. 44 des Badischen Gesetz- und Verordnungsblattes hat

folgenden Inhalt : Gesetze und Ausführungsgesetz : über di«
Entschädigung der Landtagsabgeordneten ; zum Landessteuer¬
gesetz (Steuerverteilungsgesetz) ; über die Änderung des Ver»
waltungsgebührengesetzes. — Beiordnung u . Bekanntmachung «
des Ministeriums des Innern : den Tarif der von den badi¬
schen Armenverbänden gegenseitig zu erstattenden Armen-,
pflegekosten ; des Arbeitsministeriums: die Satzung der Lanz!
deSversicherungsanstalt Baden.

* Die Landesbibliothek ist nach Satzung 8 20 wegen Reinig
gung vom 21 . bis mit 31 . August geschlsffen.

Berkehrssperren .
Die Annahmesperre für Eil- und Frachtgüter (Stückgut

und Wagenladungen) nach und durch Bezirk Kassel ist aufge¬
hoben . -

Von der Annahmesperre für Wagenladungen nach dent
Rheinzollgebiet mit Leitung über Bischofsheim find ausgenom¬
men : Lebende Tiere, Lebensmittel (einschließlich Wein, Biee
und Mineralwasser), Arzneiwaren. Salz , Futtermittels
Düngemittel , Besatzungsgut, Wiederausbaugut , Baustoffe , Um»:
zugsgut , Grubenholz, Hopfen , Metzgüter für die Leipzigs«
Messe , Maschinen , Maschinenteile , Eisen - und Stahlwaren,
Eisenerz, Holz aller Art, leere und gefüllte Kesselwagen, leer« ,
Bierwagen , Auslandssendungen, Sammelgüter, Torf, Torf¬
mull, ferner Kohlen , Koks und Briketts, wenn sie in geschlos¬
senen Zügen angebracht werden .

Zollgrenze gegen Elsaß - Lothringen . Das Landessinanzamt
erläßt in der heutigen Nummer unseres Blattes eine Bekannt¬
machung betr. die Zollgrenze gegen Elsaß -Lothringen , auf di«
wir auch an dieser Stelle aufmerksam machen.

D2 . Bühl, 18. August . Die Zwetschgenspende ist nun zunß
Abschluß gekommen , wenigstens soweit es sich um Wagenladun¬
gen handelt. Laut „N. - u . B .-Bote"

sind 5 Wagenladungen
am Dienstag abgegangen, je eine nach Freiburg. Karlsruhe,
Mannheim, Heidelberg und Pforzheim . Karlsruhe und Mann¬
heim erhielten schon in der vorigen Woche je einen Waggon«
Dazu kommen noch mehr als 120 größere Körbe, die einzeln ver¬
schickt wurden , man kann rund 19 Waggons Zwetschgenliebes¬
gaben rechnen , die zum Versand kamen. Wenn auch nur 30s
Zentner in einem Waggon gewesen wären , gäbe es schon ein«
Summe von etwa 50- 00 000 M . Der Aufruf des Stadtpfar¬
rers und Landtagsabgeordneten W. Roeckel hatte also einer?
hoch erfreulichen Erfolg, der den Armen in den größeren badi¬
schen Städten zugute kommt.

Freiburg, 17 . Aug. Die Gattin des früheren Reichskanzler -
Nehrenbach ist hier nach längerem Leiden gestern abend ge¬
storben .

O2 . Billingen , 17 . Aug . Schon im Oktober werden dl«
neuerstandenen Häuser der Baugenossenschaft Mllingen be¬
zogen werden können . Villingen steht mit seiner Baugenossen¬
schaft an erster Stelle in Baden . !

V2 . Billingen , 18. Aug. Die am 14 . August in Singet ?
abgehaltene Zentrumsversammlung sprach der Zentrnmsfrak-
tion des Landtags für ihre zielbewusste Arbeit und für di«
. tatkräftige Vertretung der religiösen Interessen" in einer
Resolution ihren Dank aus. Die Angehörigen der verschie¬
denen Erwerbsstände werden darin aufgefordert , „in gegen¬
seitigem Sichverstehen und durch Ausgleich der gegenseitigen
Interessen an der Gesundung des öffentlichen Lebens mitzu¬
arbeiten und dadurch die gegenwärtige Not der Zeit überwin¬
den zu helfen".

1)2 . Nepfingen b . Douaueschingen , 18 . Aug. Heute früh
wurde der 20jäbrige Ingenieur Buhler aus Konstanz bei«
Bahnübergang tot aufgeftmden . Der Ungk

'
lcktiche wurde an¬

scheinend von der Eisenbahn überfahren . Auf der einen Sette
des Gleises lagen die Füße, aus der andern Seite der Kör¬
per . Bühler wollte mit dem Frühzuge nach Konstanz fahren.
Wie das Unglück geschah, bedarf noch weiterer Untersuchung -

Ikonzertbaus .
„Die Tanzgräfin."

Wir find allmählich bescheiden geworden . Der unaufhalt¬
same qualitative Rückschritt in der Operettenproduktton von
» Jahrzehnten, der mit dem zahlenmäßigen Wachsender Fabri¬
kation Hand in Hand ging, hat es mit sich gebracht, daß un¬
sere Erwartungen gegenüber neuen Werken dieser Kunstgat¬
tung sich in gleicher Richtung bewegen, wie jene, mit Lenen
man gegenwärtig den Kursstand der Mark zu ermitteln Pflegt.
Umso angenehmer ist dann die Überraschung , wenn gelegentlich
einmal statt des ständigen Rückgangs eine, wenn auch noch so
geringe, Besserung zu verzeichnen ist. Eine dieser seltenen
angenehmen Enttäuschungen war uns gestern beschieden. Sie
nennt sich „Die Tanzgräfin", stammt aus dem Hause Jacobson
und Bodanzky " und erhielt ihre musikalische Ausstattung von
Robert Stolz , wie sich der dritte, bislang in der bret¬
teren Öffentlichkeit noch unbescholtene , Vater nennt.

Inhaltlich, soweit man dies Wort hier gebrauchen darf.
Weicht dse Operette allerdings nicht vom üblichen Schema ab.
Das Motiv und die handelnden Personen sind mit unwesent¬
lichen Änderungen dieselben wie in der „Faschingsfee"

; nmr
ist nur die humorvolle Figur des philosophierenden ungarischen
Geigers und Primas , der seiner Braut einen Gatten sucht»
»m ihre durch ein gebrochenes gräfliches Eheversprechen «er.
letzte Ehre wiederherzustellen . Dafür macht sich in - er
Musik von Robert Stolz das Bestreben geltend , sozusagen
Qualitätsarbeit zu liefern. Die Melodien der einzelnen Num¬
mern sind anmutig, flott und sangbar, der Satz ist flüssig, Be¬
gleitung und Figurenwerk sind zum Teil apart — es sei nur
an den reizenden Walzer im 1. Akt erinnert — und von wirk¬
licher Musiziebfreudigkeiteingegeken, u . die Instrumentation
wirkt durchaus sauber , leicht gefällig, frei von Schwulst und
unnützem Lärm . Der Komponist weiß bei aller Vorliebe für
die Tanzform auch lyrische Stimmungen zu erzeugen»
er fällt aber nirgends in übertriebene Sentimentalität
oder in das neuerdings beliebte Kokettieren mit der Oper. Ge¬
wiß, ein Mehr cm Temperament und Schwung könnte stellen¬
weise nicht schaden, aber im ganzen gehört die MlusN der
-Tcknzgräsin " doch zu den besseren Erzeugnissen ihrer Art.

Die Aufführung war , von Kleinigkeiten abgesehen , szenisch
«nd musikalisch gut vorbereitet . Lola Karoly bewährte sich
ln der Rolle der Gräfin Colette wieder als charmante , lieb-
Reizende und intelligente Darstellerin sowohl, wie als sympa.

thische und sichere Sängerin . Herr Steiner gab den Marine¬
leutnant Octave mit all dem famosen Teniperament und der
prachtvollen Natürlichkeit , die jede seiner Leistungen auszeich¬
nen und die Wirkung seines ausdrucksvollen , von Wohlklang
getragenen Gesanges in idealer Weise ergänzen. Ganz aus¬
gezeichnet war auch der mit feiner Charakterkomik gezeichnete
Pista Herrn Bergs , der sich auch als Geiger allen Anfor¬
derungen in bezug auf die Echtheit seines Zigeunerprimas
gewachsen zeigte . Hanne Herbst-G r ä b e n e r vom Landes¬
theater aus Daumstadt , die als Gast die Tänzerin Etelka
gab , war ihm eine treffliche Partnerin , niedlich und beweg¬
lich im Spiel , flott im Tanz und ansprechend im Gesang.

. Won den übrigen Darstellern seien noch die Herren Loe -' bell (Ptkador) und Felder (Marquis) mit besonderer
Anerkennung genannt.

Die Regie lag in den Händen von Herrn Loebell, der , zum
Teil unter geschickter Verwertung älteren Dekorations¬
materials , für hübsche Bühnenbilder sorgte , zrwn Schluß so-
tzar ein bewegliches Hafenbild sich abrollen lieh und im
übrigen mit Erfolg um einen bunten und wirkungsvollen
Reigen von Farven und Kostümen , Tänzen, Gruppen- und
Einzelfzenen bemüht war. Das Orchester spielte unter der
Leitung von Josef Kellner mit der gewohnten Sauber¬
keit und Klangschönheit und auch Gesangs - und Tanz¬
chor trugen das Ihre zum vollen Gelingen des Abends bei .

Konzerthwus . Mn Mittwoch , den 24 . August, gelangt durch
das Schauspiel des Landestheaters im städtischen Konzert-
hauŜ „Die versilberte Braut" von Kurt Küchler zur Erst¬
aufführung. M » „ ein buntes Spiel von Geld und Liebe in
drei Akten" wird das Stück von seinem Verfasser bezeichnet.
Kurt Küchler gab dam Theater bereits mehrere mit Glück
« usgeführie Werke, ist auch als Romanschriftsteller vorteil¬
haft bekannt geworden und erscheint mit feiner „Versilber¬
ten Braut" nun znm erstenmal auch vor dem Karlsruher
Theateupublikum . Das Werk ist in schlicht volkstümlichem
Still gehalten, spielt „ irgendwann und irgendwo" in deut¬
schen Landen, behandelt das uralte Thema von der ver¬
heerenden Macht des Geldes in heiter-ernstem Spiel und
klingt mit der Niederlage des Dämons der Habgier und dem
Sieg her einfältigen echten Liebe versöhnend aus . — Am
Freitag , den 19. d. M. findet zum letzten Mal eine Auf¬
führung der mit großem Beifall aufgenommenen Operette
„Der Vogelhändler" für das allgemeine Publikum statt.

Aus der Landeshauptstadt .
Liegrnschaftsvcrkehr » Bautätigkeit und WohnungSmarkt

in Karlsruhe .
Wie aus den statistischen Monatsberichten des städtische«!

Statistischen Amtes hervorgeht, hat der Liegenschaftsverkehr
in den Monaten Januar , Februar und März des laufenden
Jahres abgeflaut ; er wies in 198 Rechtsgeschäften 254 Liegen«
schäften auf, gegen 266 Rechtsgeschäften mit 456 Liegenschaften
im vierten Vierteljahr 1920 ; auch gegenüber den Parallelzeiten
der Jahre 1920, 1919 und 1914 ist er zurückgegangen. De«
Werte nach übertrifft er, wie das in den Zeiten der Geld¬
entwertung nicht

'
anders zu erwarten ist, Len Umsatz im ersten!

Vierteljahr 1914 ganz gewaltig, nämlich um 7H Millionen,
Mark. Gegenüber dem letzten Vierteljahr 1920 ist der Um¬
satz um 4,2 Millionen Mark auf 13 Millionen Mark gesunken .
Der Hypothekenverkehr weist 229 Neubestellungen und 830!
Löschungen auf. Neu bestellt wurden 11 Millionen Mark, d . f«
14,6 Millionen weniger als im letzten Vierteljahr 1920 uni»
1ZL Million weniger als im ersten Quartal des gleichen
Jahres . Gelöscht wurden 6,7 Millionen Mark, d. s. 2 Mil¬
lionen weniger als im vierten Vierteljahr 1920 und 1P Mil¬
lionen mehr als im ersten Vierteljahr des vergangenen Jahres

Das Hypothekeneinigungsamtwurde in den ersten drei Mo¬
naten des lausenden Jahres nicht in Anspruch genommen
Zwangsversteigerungen, die schon im ganzen Jahre 1920 nu«
mit 11 Fällen vorhhanden waren , find im Berichtsvierteljah «
überhaupt nicht zu verzeichnen ; im ersten Viertelahr 191«
mutzten dagegen 22 dorgenommen werden .

Im ersten Vierteljahr l. I . wurden 283 Baugenehmigungen
erteilt , darunter 80 für Wohngebäude. Da die Ziffern fü«
die Parallelzeiten der Jahre 1920, 1919 und 1914 : 141, 134
und 306 find , so läßt die fast an die Ziffer von 1914 heran -
gekoMmene Zahl der Baugenehmigungen die Hoffnung auf
«in weiteres Anhalten der Bautätigkeit zu . An Bauabnahmen!
durch die Baupolizei find 42 zu verzeichnen, darunter 11j
für Wohngebäude. Der WohnungSmarkt erfuhr eine Vermeh¬
rung von 71 Wohnungen (im ersten Vierteljahr 1920 : 90 und
1914 : 14S Wohnungen) ; 40 von diesen 71 Wohnungen Ware«!
Dreizimmer -Wohnungen. 32 solcher Wohnungen hatte di«
Stadt Karlsruhe erstellt , außerdem noch 18 Wohnungen mtf
L Zimmern und je 2 mit 1 und 4 Zimmern . Im ganze«
konnte die Landeshauptstadt 54 Wohnungen zur Vermietung
anbieten (einschließlich 8 durch Umbau gewonnener ) . Den»
vorhandenen Wohnraum wuchsen im ganzen 199 Wckhnrävm»



au, gegen 18? in der gleichen Zeit 1920 und 4SI in der gleichen
Zeit 1914 ; die Stadt hatte 142 Wohnräume beigesteuert.

Das Wohnungsamt vermittelte im BerichtSviertelj-hr 538
Wehnungen ; davon war , wie auch schon früher , die Hälfte
durch Wegzug, Versetzungen, Todesfälle und aus anderen
Gründen freigeworden . Im Tauschwege wurden 148 Woh¬
nungen vermittelt ; an Notwohnungen konnten 48 geschaffen
Iverden, davon 14 mit je einem und 27 mit je zwei Zimmern .
Die Zahl der Wühnungsgesuche ist im Berichtsvierteljahr von
4820 auf 5514 gestiegen, hat sich also um nahezu 700 vermehrt ;
Ende März lagen 1800 Gesuche mehr vor als am gleichen
Lage des Jahres 1920 . Die Zahl der „sehr dringenden " Fälle
ist gegenüber Ende Dezember 1920 um 242 und gegen Ende
März 1920 um 561 größer. Beim Mieteinigungsantt kamen
in der Berichtszeit 1222 neue Anträge ei», d. s. 272 mehr als
im ersten und 81 mehr als im letzten Vierteljahr 1920. Mit
den aus dem Vorvierteljahr als unerledigt übernommenen 712
Fällen waren rund 1984 zu erledigen, von denen rund 900
»ur Entscheidung gelangten . 425 Anträge (im ersten Viertel¬
jahr 1920 : 78) bezogen sich auf Mietsteigerungen , Davon
wurden 19 in beantragter und 147 in geringerer Höhe geneh.
migt , 5 wurden abgelehnt ; in 47 Fällen einigten sich die Par¬
teien und 207 FäA wurden zurückgezogen oder beruhen ge¬
lassen. Bon den wegen Kündigung , die aus anderen Grün¬
den als zur Herbeiführung der Mietsteigerung erfolgte, be¬
handelten 404 Fälle wurden 97 genehmigt , 100 abgelehnt , 169
zurückgenommen oder beruhen gelassen; in 98 Fällen einigten
sich die Parteien . In weiteren 46 Fällen wurde ein Zwangs -
« iewertrag festgesetzt.

V2 . Jugendhilsesammlung . Die Hau ». und Straßensamm¬
lung zugunsten de» Verein» Jugendhilfe (23. und 24. Juli ) er-
W«b den Betrag von rund 17 500 M.

VT . Meteor . Gestern abend gegen 9 Uhr wurde eine merk¬
würdige Himmelserscheinung beobachtet. Tief unter den Ster¬

ne« zog plötzlich eine grünliche Kugel gegen Osten und ver¬
schwand in etwa 2 Sekunden . Die gleiche Wahrnehmung machte
man natürlich auch anderwärts . Wie die Heidelberger Stern¬
warte dem . Heidelberger Tagblatt " mitteilt , handelte es sich
um einen Meteor von einer Stärke und Intensität , wie ein
solcher feit langer Zeit nicht mehr beobachtet wurde .

WadLscke GemeLndeschau .
O2 . Rastatt , 19. Aug. In der Bnrgeransschnßfitzung kam

die Festsetzung eines Teueruugszuschtage» zu den Gebühren
der Gemeindegebührenordnung für die Gemeinde beamten und
^Bediensteten in Höhe von 100 Prozent der bisherigen Gebüh¬
ren zur Drache . Die Vorlage wurde mit Stimmenmehrheit
angenommen . Auch ein weiterer Antrag betreffend die
vrrbrauchsstruerordnuug auf Wei» und Bier der Stadt Rastatt
fand die Genehmigung des Hanfes . Debattelos wurde ein
Kredit für da» Wasserwerk in Höhe von 13V 000 M . zur Be¬
schaffung einer Kreiselpumpe genehmigt . Schließlich wurde
auch ein Kredit zur Herstellung von Wohnnnge« i« bestehen¬
de« Gebäude« in Höhe von 2 Millionen Mark genehmigt.

O2 . Radolfzell, 17 . Aug. Einstimmig wurde dem Bürger «
ausschuß^eine Vorlage zur Anschaffung einer Akkumulatoren¬
batterie und auf Erhöhung der Strompreise für Licht und
Kraft angenommen . Des weiteren wurde eine Vorlage auf
Erstellung eine» Spielplatzes am Mrrkelfinger See angenom¬
men, ausserdem eine Vorlage zur Erstellung eines Übernach¬
tungsgebäudes (trotz starker Opposition) .

V2 . Konstanz, 17. Aug. Die nruerstellte Feuermelderanlage ,
Zeigersystem mit Ruhestrom , ist heute nachmittag dem Betrieb
übergeben worden. Sie wurde in der verhältnismäßig kurzen
Zeit von drei Monaten erstellt und kommt auf rund 400 OM
Mark zu stehen . Die Anlage besteht im wesentlichen aus 45
Feuermeldern .

Staatsanzeiger .
Die Festsetzung der Nmkage » zum Ersatz der im Rechnung »
jahre ISA) vorschüßlich gezahlten Entschädigungen bei Seuche»,

Verlusten betr.
Dar auf Grund des DiehseuchenentschädigungSgesetzesi»

der Fassung der Bekanntmachung vom 20. Oktober 1910 der
Staatskasse zu ersetzende Aufwand an Entschädigungen ein,
schliesslich der Hebgebühren und der sonstigen Verwaltung »,
kosten belief sich im Rechnungsjahre 1920 (1. April 1920/21) :

1. für getötete Pferde auf 27 912LÜ M.
hiervon sind aus Umlageüberschüssen aus
früheren Jahren gedeckt 8 352 .67 M.

zur Deckung deS Restes mit L1599L3 A .
ist von den Pferdebesitzern im Jahre 1921
bei einem Pferdebeftaüd von 63120 Stück
eine Unllage von 35 Pf . zu entrichten.

L Kür getötete» »n» gefallenes Rindvieh auf 574 02368 M.
hierzu der durch die Umlagen im vorigen
Jahr nicht gedeckte Aufwand vom Jahre
1919 4 364 .58 M.

zusammen 578293L1 R .
zu deren Deckung von den Rindviehbesttzeru im Jahre 1921
bei einem Rindviehbestand von 624 041 Stück für jedes Stück
eine Umlage von 85 Pf . zu entrichten ist.

Karlsruhe , den 15. August 1921 .
Ministerium des Innern
Der Ministerialdirektor :

I . A. : Or . A. I u u g. Herrmann .

Bekanntmachung.
Di« Zollgrenze gegen Elsaß-Lothringen betr.

Im Verkehr zwischen Elsaß -Lothringen und Baden sind auf Grund deS
B .-Z .-G . vom 1 . Juli 1869 folgende Bestimmungen zu beachten:

Als Zollgrenze oder Zollinie gilt im allgemeinen die Landesgrenze .
Wer zollpflichtige Waren oder solche Gegenstände mit sich führt , die zwar

zollfrei, aber dergestalt verpackt sind, daß ihre Beschaffenheit nicht sogleich erkannt
werden kann, darf über die Zollinie zu Wasser oder zu Lande in der Regel nur
Während der Tageszeit und auf einer Zollstratze eintreten . auch , Fälle dringender
Gefahr oder höherer Gewalt ausgenommen , nur bei einem erlaubten Landungs -
Iflatze anlanden . DaS Gleiche gilt hinsichtlich der Einbringung von Waren aller
Art . für die ein Einfuhrverbot oder eine Einfuhrbeschränkung besteht .

Ebenso darf bei der Ausfuhr von Waren , die nur mit besonderer Erlaubnis
ausgeführt werden dürfen oder deren Ausfuhr nachgewiesen werden muß , die
Überschreitung der Grenze in der Regel nur während der Tageszeit und nur auf
einer Zollstraße stattfinden . Waren des freien Verkehrs, die ohne besondere Er¬
laubnis ausgeführt werden dürfen , find auch in verpacktem Zustande bei der Aus¬
fuhr an die Jnnehaltung der Zollstratze und der Tageszeit nicht gebunden.

Als Tageszeit wird angesehen : in den Monaten Januar und Dezember die
Zeit von 7 Uhr morgens bis 6 Uhr abends ; in den Monaten Februar , Oktober
und November die Zeit von 6 Uhr morgens bis 6 Uhr abends ; in den Monaten
März , April, August und September die Zeit von 5 Uhr morgens bis 8 Uhr
abends ; in den Monaten Mai , Juni und Juli die Zeit von 4 Uhr morgens bis
10 Uhr abends.

Die Überschreitung der Grenze ausserhalb der gesetzlichen Tageszeit und
ausserhalb einer Zollstratze darf nur erfolgen , wenn in besonderen Fällen die Er¬
laubnis des zuständigen Hauptzollamtes oder Zollamtes erteilt worden , ist.

Bei den Zollämtern sind die Geschäftsräume an den Wochentagen vormit¬
tags von 8—12 Uhr und nachmittags von 1—5 Uhr geöffnet und die Beamten
zur Abfertigung der Zollpflichtigen daselbst anwesend.

Außerhalb dieser Zeit vorzunehmende Abfertigungen find gebührenpflichtig.
Wo es die örtlichen Verhältnisse erfordern , kann auch eine andere Regelung der
Geschäftsstunden erfolgen.

Zollstelleu sind btS jetzt errichtet inr

Bezeichnung der Zollstelle Bezeichnung der zur Zollstelle führenden
Zollstraßen

RSeil-Friedlinge » : Zollamt
Abfertigungsstelle an der
Brücke

Hattingen- Süd : Zollamt
Abfertigungsstelle am
Bahnhof

Neucnbnrg : Zollamt am
Bahnhof mit Abferti¬
gungsstelle an der Rhein¬
brücke

Breisach : Zollamt mit Ab-
fertigungsstelleam Bahn¬
hof und an der Rhein¬
brücke

Sasbach: Zollamt

WciSweil : Zollamt

Kappel a. Rh r Zollamt

Ottenheim : Zollamt

« rhl - Zollamt
Abfertigungsstelle an der
Nheinbrücke
Abfertigungsstelle am
Personenbahnhof
Abfertigungsstelle am
Hafen

Freisten : Zollamt

Treffern: Zollamt

Wiutersdorf: Zollamt
Püttersdorf : Zollamt

Karlsruher Rhcinhafru: Zoll-
amt

Maxau : Zollamt mit An¬
sageposten am Karls -
ruher Hafeneingang

Straße von der RheinbrückeHüningen —Weil—Leopolds¬
höhe zur Abfertigungsstelle des Zollamts an der
Brücke .

Die Eisenbahn von Hüningen nach Haltingen -Süd .

a . die Eisenbahn von Mülhausen nach Müllheim .
d . die Straße von der Rheinbrücke Eichwald— Neuen¬

burg zur Abfertigungsstelle an der Rheinbrücke.

a . die Eisenbahn von Neubreisach nach Breifach.
b . die Straße von der Nheinbrücke Neubreisach— Brei¬

sach zum Zollamt Breisach.

Die Straße von der Rheinbrücke Markolsheim—Sas¬
bach zum Zollamt Sasbach .

Die Straße von der Nheinbrücke Schönau —Weisweil
zum Zollamt Weisweil.

Die Straße von der Rheinbrücke Rheinau —Kappel zum
Zollamt Kappel.

Die Straße von der Rheinbrücke Gerstheim—Otten¬
heim zum Zollamt Ottenheim .

Die Straße von Straßburg nach Kehl.

Die Eisenbahn von Straßburg nach Kehl .

Die Wasserstraße vom Hafeneingang bis zu den An-
lageplätzen im Hafen .

Die Straße von der RheinbrückeGambsheim —Freistett
zum Zollamt Freistett .

Die Straße von der RheinbrückeDrusenheim —Treffern
zum Zollamt Greffern .

Die Eisenbahn von Röschwog nach Rastatt .
Die Straße von der Rheinbrücke Selz —Plittersdorf

zum Zollamt Plittersdorf .
Die Wasserstraße des Rheins von der Lautermündung

bis zum Karlsruher Hafenmund und von da durch
den Stichkanal zum Landungsplatz beim Zollamt
Karlsruher Rheinhafen an der Wersthalle III am
Mitteldecken .

Der Rhein von km 182 (gegenüber der alten Lauter¬
mündung ) bis zu km 193 (nördlich der Marauer
Schiffsbrücke ).

Strafbestimmungen.
Bei Vergehen gegen ein Ein -, Aus - oder Durchfuhrverbot oder bei Hinter -

»iehungen des Zolles treten neben der Einziehung der Gegenstände, hinsichtlichderen das Vergehen oder dj« Zollhinterziehung verübt worden ist, empfindliche
Geldstrafen ein.

Nähere Auskunst erteilen die Hauptzollämter Lörrach, Freiburg , Lahr , Ba-
»en , Karlsruhe und die oben bezeichnet « : Zollstellen. U .663

Karlsruhe , den 11 . August 1921.
Larrdesfirmrrzamt.

Nbteilnng für Zölle «nd BerbranchAstener«.
Stamer . Sander .

Bekanntmachung .
De« Zwischenhandel ans dem Markt betr.

Der A 1 der ortspolizeilichen Vorschrift vom 27 .
Juli 1915 den Zwischenhandel mit Marktwaren betr .
wird mit Vollziehbarkeitserklärung des Herrn LandeS-
kommiffars vom 6. August 1921 Nr . 5276 aufgehoben
und durch folgenden WorÜaut ersetzt : DB45

Z I . Der gewerbsmäßige Einkauf von Obst, Ge¬
müse und Ka . toffeln auf dem Wochenmarkt — mit
Ausnahme des Großmarktes — ist vor II Uhr vormit¬
tags verboten.

Karlsruhe , den 11. August 1921 .
Bezirksamt — Polizeidirektiou . O .Z.11S

Wemhrmg M kteliMIm .
Diejenigen Arbeitgeber, die noch Steuerkarten von

verstorbenen oder aus ihrem Dienste ausgeschicdenen
Arbeitnehmern in Verwahrung haben, werden ersucht ,
diese Steuerkarten bis 15. September ds . Js . an uns
abzuliefern und dabei ein Verzeichnis darüber in dop¬
pelter Fertigung einzureichen, das Namen und Wohn¬
ort (Straße und Hausnummer ) der Arbeitnehmer und
den Wert der in den einzelnen Steuerkarten einge¬
klebten und entwerteten Steuermarken enthält . Die
eine Fertigung dieses Verzeichnisses erhält der Arbeit¬
geber mit Empfangsbestätigung zurück, wonach er der
weitern Verantwortung für die Aufbewahrung der
darin aufgeführten Steuerkarten enthoben ist . D .658

Bei dieser Gelegenheit machen wir darauf aufmerk¬
sam, daß es da, wo der Arbeitgeber die Steuerkarten
feiner Arbeitnehmer in Verwahrung hat, zulässig ist,
daß er die einzelnen mit Marken beklebten Blätter aus
der Steuerkarte heraustrennt und sie dem Arbeitneh¬
mer zur Begleichung seiner Steuerschuld aushändigt .

Karlsruhe , den 18. August 1921.
Finanzamt .

ZiäcliisckeL Konrenikaus.
LamÄaZ, 20. August, 7 dis Ze§- 10 Oflr. 12 .20 LIK.

Qse 7snLgi'sfln .
8 on > n» « »»» pi « I» eitz » in Uonnni - kknns »

8o . 21 ., nactuu . 2^/,* : Vas Uollanckveibcdeo . <8.70. ) —
abenkis 6V» Okr : vke laurxrSkia . (16 .20.) — Oie *. LZ.:
vie lanrzrsiiu . (12.20.) — LIi. 24*. : 2uin ersten Llals-
Die versilberte kraut. Loa buntes Lpiel von OelL u.
läcds in 3 ^ kten von Lnrt Lücblsr . 7 . <12 .20 ) —
Oo 25 .* : Die kieisda 7 . (16.20.) — kr . 26.* : 2iruu
ersten Llais : ver Vielgeliebte . Operette in 3 Lkt »
nacb einem älteren Ltokk von Herman Haller . Verse
von Rickeainus. Llusik von Lduard Lünneeke . 7
<12 20.) — 8a . 27 .* - ver Vielgeliebte . 7 . <12 .29, . —
8o . 28. nackm . 2 ' /-* : vis 7aurxräkia . <8 .?H — adewcks
6 '/, : ver Vielgeliebte. ( 1L20.) K.4S8

Umtausch der Vor ^ngskarten und Vorkaufsrecht
der Inhaber von Vorru ^skarten am 8amstam den
20., nachmittags */,4—5 Ohr , allgemeiner Verkauf
von Liontag , den 22 . an .

x»iistk»n!llui>g » HÄ UakmeMadrik JA2
«MM . «sl8Mlk. M

Wanlidlläöi'svtimllokr
: Iok.: !>r. kMeIr - kilävi - eini- akmungen

IE «

MNte kHHlMllM
lür ttäulUep, ttausiener » V/ieäenvei-källfer ß,

WS - Ilüll «IN « »
Reichhaltiges Oager . — Ltaunend billige kreise .

MenensRovk , KnrKkanlUimg
Il,« >8S « 8tn .75 II . Ilsi -Isvulie . Tslokon 1234 .

D.647 .2.1 Karlsruhe . Der
Gipser Josef Einsman »
in Bruchsal, Prozetzbevoll-
mächtigter: Rechtsanwalt
Stoeckhert in Bruchsal,
Schillerst! . 18, klagt gegen
seine Ehefrau Marie geb.
Mayer , früher zu Bruch¬
sal, jetzt unbekannt wo,
auf Grund des 8 1568

BGB . mit dem Anträge
auf Scheidung der am 3.
Mai 1912 zu Kmcksruhe
geschlossenen Ehr der
Streitteile aus Verschul¬
den der Beklagten unter
Kostenfolge, fürsorglich
auf Herstellung dsS eheli¬
chen Lebens .

Der Kläger ladet die

Beklagte zur mündlichen
Verhandlung des Rechts¬
streits vor die 5. Zivil¬
kammer des Landgerichts
zu Karlsruhe auf Mon¬
tag, de« 7. Novbr. 1921»
vormittag» g Uhr, mit der
Aufforderung , sich durch
einen bei diesem Gerichte
zugelassenen Rechtsanwalt
als Prozeßbevollmächtig¬
ten vertreten zu lassen .
Karlsruhe , 17. Aug. 1921 .
Der Gerichtsschreiber des

Landgerichts.

U .648.2 .1 Pforzheim . Der
Goldarbeiter Wilhelm

Kling, Ernst Sohn in Bü¬
chenbronn, klagt als Vor¬
mund der minderj . Kin¬
der Helmut Karl u. Kart
Friedrich Krüger in Bü -
chenbronn gegen den Me¬
tallschleifer Karl Krüger ,
zuletzt wohnhaft in Pforz¬
heim, zurzeit an unbe¬
kannten Orten » mit dem
Antrag auf Verurteilung
des Beklagten wegen Un¬
terhalts zur Zahlung von
vierhundert Mart im Mo¬
nat . Es ist Termin zur
mündlichen Verhandlung
des Rechtsstreits bestimmt
auf Donnerstag , den 26.
Oktober 1921, vorm. S Uhr,
Zimmer 19, W-Hu der Be¬
klagte geladen wird.
Pforzheim , 12. Aug. 1921.

Gerichtsschreiberek de»
Amtsgerichts A 3.

D .632 .2 .2 . Pforzheim . Ka-
miufegermeister Josef Beitz-
mamr in Pforzheim hat
mit Vollmacht der Berta
Lutz, ledig, in Pforzheim,
beantragt , den Teil-Hypo¬
thekenbrief, der vom Grund¬
buchamt Pforzheim über
eine aul den Grundstücken
Lgb . - Nr. 3052 und 3052s,
der Gemarkung Pforzheim
im Grundbuch von Pforz¬
heim Band 105/356 , Heft
24/27, Abt. III , Nr. 6/5
für eine Forderung der
Berta Lutz in Höhe von
8000 Mark nebst Zinsen
eingetragenen Teil - Hypo¬
thek, erteilt worden ist, für
kraftlos zu erklären. Der
Inhaber der Urkunde wird
aufgefordert , spätestens in
dem auf Donnerstag, de«
29. Dezember 1921, vormit¬
tags 9 Uhr, Zimmer 18,
vor dem Amtsgericht Pforz¬
heim an beraumten Nufge-
botstermin seine Rechte
anzuarelden und die Ur¬
kunde vmzulegen, widrigen¬
falls ihre Krastloserklärung
erfolgen wird.

Pforzheim , 9. Aug. 1921 .
Der Werichtsfchrribcr des

Amtsgerichts /V 4.

K.64S. Heidelberg. Über
den Nachlaß des am 31 .
DLai 1921 verstorbenen
Kaufmanns Franz Her¬
bert Stephan , zuletzt in

Heidelberg , Marktplatz 5,
wohrthaft, wurde heute am
17 . August 1921, mittags
12 Uhr, Las Konkursver¬
fahren eröffnet. Herr
NechtZanwalt Ferdinand
Wolfs iu Heidelberg wur¬
de zum Konkursverwalter
ernannt . Konkursforde¬
rungen sind bis zum 10.
September IMl bei dem
Gerichte « uzurnelden. Es

wird zur Beschlußfassung
über die Beibehaltung deS
ernannten oder die Wahl
eines anderen Verwalter »
sowie über die Bestellung
eines Gläubigerausschusses
und eintretendenfalls über
die im 8 132 der Konkurs»
ordrmng bezeichnet «:: Ge¬
genstände, ferner zur
Prüfung der angemelde¬
ten Forderungen Termin
vor dem diesseitigen Ge¬
richt Zimmer Rr . 25 an¬
beraumt auf Samstag ,
den 17. September 1921,
vormittags 10 Uhr. Allen
Personen, * welche eine zur
Konkursmasse gehörig«
Sache in Besitz haben ode«
zur Konkursmasse etwas
schuldig sind, wird aufge¬
geben, nichts an die Er¬
ben zu verabfolgen oder
zu leisten, auch die Ver¬
pflichtung auferlegt , von
dem Besitze der Sache u.
von den Forderungen , für
welche sie aus der Sache
abgesonderte Befriedigung
in Anspruch nehmen, dem
Konkursverwalter Iis zum
10. September 1921 An¬
zeige zu machen .
Heidelberg, 17. Aug. 1021.
Der Gerichtsschreiiber des

Amtsgerichts 1.

A .646 .2.1 Durlach . Der
Schreiner Joses Mandel '
in Jöhlingen hat bean¬
tragt , den verschollenen
Landwirt Karl Mandel ,
geboren 4 . Oktober 1364
zuJöhlingen,zuletzt wohn.

Haft in Jöhlingen , für tot
zu erklären . Der begeich-
nete Verschollene wird auf¬
gefordert , sich spätestens
in dem auf Dienstag , den
21. März 1922, vormittag »
9 Uhr, vor dem Unter¬
zeichneten Gericht, Zim-
mer28 , anberaumten Auf.
gcbotstermine zu melden,
w drigenfalls die Todes¬
erklärung erfolgen wird.
An alle, welche Auskunft
über Lckben oder Tod de»
Verschollenen zu erteilen
vermögen, ergeht die Auf¬
forderung , spätestens im
ßlufgebotistermiue dem Ge¬
richt Anzeige zu mae .cn.

Durläch , 17. Aug. 1921 .
Der Gerichtsschre-ber des

Amtsgericht» 2.

Hochbauarbeite«, Lager¬
schuppen im Gerätemaga -
zin hier, nach Finanzmiui -
sterial :erordnung vom 3.
Januar 1907 öffentlich zu
vergeben : Grab -, u . Deton-
arbciten, Zimmer -, Blech¬
ner- . Dachdecker-,Schreiner -,
Glaser-. Schlosser - und An¬
streicherarbeiten. Zeichnun¬
gen Bedingnisheft und Ar¬
beitsbeschriebeliegen in den
Geschäftsräumen der Hoch-
baudahn meisteretIII Karls¬
ruhe, Kriegsstraße Nr. 3
III . E tock, zur Einsicht auf ,
dort auch Abgabe der Vor¬
drucke. Die Angebote sind
verschlossen, postjre: und
entsprechender Aufschrift
längstens bis Dienstag, dev
36. Anguß 1921 , vormittags
11 Uhr, an die Bahnbau -
inspektion I Karlsruhe neu¬
er Bahnhof emzureichea.
Zuschlagsfrist 4 Woche«.
Karlsruhe , 12. Aug. 1921.

I Vahubaumipektion 1. sK .593
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